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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 11 AL 65/14 B 
 
L 9 AL 216/12 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 35 AL 302/11 (SG Dortmund) 
 
 
 
…………………………………………….., 
 
 
 Klägerin, Antragstellerin  

und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat am 2. Oktober 2014 durch den  

Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richter   Dr.  F i c h t e  

und   M u t s c h l e r   

beschlossen: 

 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe für das Verfahren der Nichtzulassungsbe-

schwerde gegen das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 26. Juni 2014 

und Beiordnung von Rechtsanwältin Dr. G.        wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im oben bezeichneten Urteil wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

In der Hauptsache streiten die Beteiligten um einen Anspruch auf Rücknahme nach § 44 Zehn-

tes Buch Sozialgesetzbuch wegen der Höhe des der Klägerin in der Zeit vom 11.9.2005 bis 

10.5.2007 bewilligten Arbeitslosengelds. Das Sozialgericht hat die hierauf gerichtete Klage ab-

gewiesen, das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung zurückgewiesen (Urteil vom 

26.6.2014 - L 9 AL 216/12). Die Klägerin hat hiergegen Nichtzulassungsbeschwerde erhoben. 

Sie rügt eine Divergenz sowie einen Verfahrensmangel (§ 160 Abs 2 Nr 2 und 3 Sozialgerichts-

gesetz <SGG>). 

 

 

II 

 

1. Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe (PKH) und Beiordnung der Prozessbe-

vollmächtigten ist abzulehnen.  

 

Nach § 73a SGG iVm § 114 Zivilprozessordnung (ZPO) kann einem Beteiligten für das Verfah-

ren vor dem Bundessozialgericht (BSG) PKH bewilligt werden, wenn die beabsichtigte Rechts-

verfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Das ist hier nicht der Fall, weil die Be-

schwerde nicht die Voraussetzungen an eine hinreichende Begründung erfüllt (dazu 2.). Damit 

entfällt auch der Anspruch auf Beiordnung der Bevollmächtigten (§ 73a SGG iVm § 121 Abs 1 

ZPO). 

 

2. Die Beschwerde ist unzulässig. Die Zulassungsgründe einer Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 

SGG) und eines Verfahrensmangels (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), auf der bzw dem die angefoch-

tene Entscheidung beruhen kann, sind nicht in der nach § 160a Abs 2 S 2 SGG gebotenen 

Weise dargelegt bzw bezeichnet. 

 

a) Ein Verfahrensfehler ist nur dann formgerecht bezeichnet, wenn die ihn begründenden Tatsa-

chen im Einzelnen angegeben sind und - in sich verständlich - den behaupteten Verfahrensfeh-

ler ergeben. Außerdem muss dargelegt werden, warum die angefochtene Entscheidung auf 

dem Mangel beruhen kann (BSG SozR 1500 § 160a Nr 14). Diesen Anforderungen wird die 

Beschwerdebegründung nicht gerecht.  

 

Die Klägerin rügt, das LSG habe einen von ihr gestellten Beweisantrag übergangen. Zur Darle-

gung der Verletzung der Amtsermittlungspflicht ist es aber u a erforderlich, einen für das Revi-

sionsgericht ohne Weiteres auffindbaren Beweisantrag zu bezeichnen, dem das LSG nicht ge-

folgt ist (BSG, Beschluss vom 27.12.2011 - B 13 R 253/11 B - juris RdNr 5). Sie hat aber in ihrer 
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Beschwerdeschrift schon keinen Beweisantrag bezeichnet, den sie beim LSG gestellt habe. Sie 

verweist insoweit auf den Schriftsatz vom 20.6.2014. Diesem Schriftsatz lässt sich aber ein 

förmlicher Beweisantrag im Sinne der ZPO nicht ohne Weiteres entnehmen. Schließlich fehlt es 

auch daran, dass die Klägerin bloß behauptet, aber nicht erläutert, inwieweit das Urteil des LSG 

auf dem Übergehen des Beweisantrags beruhen kann.  

 

b) Soweit die Klägerin sinngemäß eine Divergenz rügt, erfordert die hinreichende Bezeichnung 

einer Abweichung die Darlegung (dazu BSG, Beschluss vom 26.5.2014 - B 9 V 1/14 B - juris 

RdNr 9 mwN), dass das Urteil des LSG im Grundsätzlichen, dh in abstrakt-generellen Rechts-

sätzen, von einem abstrakt-generellen Rechtssatz der höchstrichterlichen Rechtsprechung ab-

weicht. Entsprechende abstrakt-generelle Rechtssätze aus der Entscheidung des LSG oder der 

höchstrichterlichen Rechtsprechung hat die Klägerin aber nicht bezeichnet. 

 

Die nicht formgerecht eingelegte Beschwerde ist nach § 160a Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG ohne 

Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter als unzulässig zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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